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Deutsche Bischofskonferenz
„Die am 2.  März 2023 von der Vollversammlung der 
Deutschen Bischofskonferenz beschlossenen Generalde­
krete zu c. 1272, c. 1277 Satz 1, 2. Halbsatz CIC und zu 
cc. 1292, 1295 und 1297 CIC wurden durch Dekret des 
Dikasteriums für die Bischöfe vom 9. Oktober 2023 re­
kognosziert (Prot. Nr. 749/2005), das am 2. Januar 2024 
bei der Deutschen Bischofskonferenz eingegangen ist. 
Die Promulgation gemäß Art. 16 Absatz 2 des Statuts der 
Deutschen Bischofskonferenz vom 23. Februar 2021 ist 
bereits erfolgt. Die „Generaldekrete der Deutschen Bi­
schofskonferenz zu c. 1277 Satz 1, 2. Halbsatz CIC und 
zu cc. 1292, 1295 und 1297 CIC“ treten spätestens mit 
Wirkung zum 1. Januar 2026 in Kraft, wobei den (Erz-)
Bischöfen ermöglicht wird, das Inkrafttreten der vorge­
nannten Generaldekrete durch diözesanes Gesetz vorzu­
verlegen. Das Generaldekret der Deutschen Bischofskon­
ferenz zu c. 1272 CIC tritt mit Wirkung vom 1. Mai 2024 
in Kraft.

Generaldekret der Deutschen 
Bischofskonferenz zu c. 1277 Satz 1, 

2. Halbsatz CIC
Hiermit wird auf Grund des c. 1277 Satz 2 CIC nachfol­
gendes Generaldekret erlassen:

§ 1 
Anwendungsbereich

(1)	 Dieses Generaldekret gilt im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz für Akte der außerordentlichen 
Verwaltung des Vermögens der Diözese im Sinne 
des c. 1277 CIC.

(2)	 Dieses Generaldekret gilt nicht für Rechtsgeschäfte 
im Rahmen des Haushalts.

§ 2 
Akte der außerordentlichen Vermögensverwaltung

Akte der außerordentlichen Vermögensverwaltung nach 
c. 1277 Satz 1, 2. Halbsatz CIC sind:
1.	 die Errichtung, der Erwerb, die Übernahme, die 

Auflösung oder die Veräußerung einer kirchlichen 
Einrichtung, unabhängig von ihrer Rechtsform; das­
selbe gilt in Bezug auf selbstständige Wirtschafts­
unternehmen oder Beteiligungen an diesen, sofern 
solche Rechtsgeschäfte nicht von den Anlagerichtli­
nien nach §  1 Absatz  4 des Generaldekrets zu 
cc. 1292, 1295, 1297 CIC erfasst werden;

2.	 die Ablösung einer Bau- und Unterhaltungsver­
pflichtung sowie einer anderen Leistung eines Drit­
ten;

3.	 die Abgabe von Patronatserklärungen nach Maßgabe 
des weltlichen Rechts.

§ 3 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)	 Dieses von der Vollversammlung der Deutschen Bi­
schofskonferenz am 2. März 2023 beschlossene und 
durch Dekret des Dikasteriums für die Bischöfe vom 
9.  Oktober 2023 rekognoszierte Generaldekret tritt 
spätestens mit Wirkung zum 1. Januar 2026 in Kraft. 
Den (Erz-)Bischöfen wird ermöglicht, das Inkraft­
treten dieses vorgenannten Generaldekrets durch 
diözesanes Gesetz vorzuverlegen. Das vorzeitige 

Inkraftsetzungsdatum ist in dem jeweiligen diöze­
sanen Amtsblatt für jedes Generaldekret bekanntzu­
machen und dem Sekretariat der Deutschen Bi­
schofskonferenz schriftlich anzuzeigen.

(2)	 Mit Inkrafttreten dieses Generaldekrets tritt gleich­
zeitig die Partikularnorm Nr. 18 der Deutschen Bi­
schofskonferenz zu c. 1277 CIC – Akte der außeror­
dentlichen Vermögensverwaltung – in der von der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz 
am 24. bis 27.  September 2001 sowie am 18. bis 
20.  Februar 2002 beschlossenen, durch Dekret der 
Kongregation für die Bischöfe vom 13. Juni 2002 re­
kognoszierten Fassung außer Kraft.

Generaldekret der Deutschen 
Bischofskonferenz zu cc. 1292, 1295, 1297 CIC
Hiermit wird aufgrund der cc. 1292 § 1 Satz 1, § 2 und 
1297 CIC nachfolgendes Generaldekret erlassen:

§ 1 
Persönlicher und sachlicher Anwendungsbereich

(1)	 Dieses Generaldekret findet im Bereich der Deut­
schen Bischofskonferenz Anwendung auf folgende 
öffentliche juristische Personen des kanonischen 
Rechts:
1.	 die Diözese,
2.	 den Bischöflichen Stuhl,
3.	 das Domkapitel,
4.	 die Kirchengemeinden (Pfarreien) und die aus 

ihnen gebildeten rechtsfähigen Verbände/Zu­
sammenschlüsse und Zweckverbände,

5.	 Rechtsträger auf kirchengemeindlicher (pfarrli­
cher) Ebene, insbesondere Gotteshaus- und Stel­
lenvermögen sowie weitere rechtlich selbststän­
dige Stiftungen,

6.	 weitere öffentliche juristische Personen unab­
hängig davon, ob sie diesen Status durch die zu­
ständige Autorität bei der Errichtung oder nach­
träglich erlangt haben.

(2)	 Dieses Generaldekret gilt, wenn die jeweilige Unter­
grenze nach § 2 Absatz 1 überschritten wird, unab­
hängig von einer rechtmäßigen Zuweisung zum 
Stammvermögen (c. 1291 CIC), sowohl
a)	 für jede Veräußerung von Kirchenvermögen 

(c. 1257 § 1 CIC) als auch
b)	 für jedwedes Rechtsgeschäft, durch das die wirt­

schaftliche Lage einer öffentlichen juristischen 
Person nach Absatz  1 verschlechtert werden 
könnte (c. 1295 CIC); dies ist stets der Fall, wenn 
die nach § 2 Absatz 1 festgesetzte Untergrenze 
überschritten wird.

(3)	 Dieses Generaldekret gilt auch für Verträge über die 
Vermietung und Verpachtung nach § 5.

(4)	 Dieses Generaldekret gilt nicht für die Anlage und 
die Verwaltung von Vermögen, die unter Einhaltung 
von qualifizierten Anlagerichtlinien erfolgen, wenn 
diese vom Diözesanbischof erlassen oder – falls nach 
Maßgabe der geltenden Statuten der öffentlichen ju­
ristischen Person nach Absatz  1 beschlossen – ge­
nehmigt worden sind. Der Diözesanbischof bedarf in 
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beiden Fällen der Zustimmung des diözesanen Ver­
mögensverwaltungsrats.

§ 2 
Unter- und Obergrenze

(1)	 Als Untergrenze wird für die öffentlichen juristi­
schen Personen nach § 1 Absatz 1 Ziffer 1 bis 5 ein 
Betrag in Höhe von 250.000 Euro festgelegt. In Diö­
zesen
a)	 mit bis zu 500.000 Katholiken kann die Unter­

grenze auf einen Betrag bis zu 750.000 Euro er­
höht werden,

b)	 von 500.001 bis zu 1  Million Katholiken kann 
die Untergrenze auf einen Betrag von bis zu 
1 Million Euro erhöht werden,

c)	 von mehr als 1 Million bis zu 1,5 Millionen Ka­
tholiken kann die Untergrenze auf einen Betrag 
von bis zu 1,5 Millionen Euro erhöht werden,

d)	 von mehr als 1,5 Millionen Katholiken kann die 
Untergrenze auf einen Betrag von bis zu 2 Mil­
lionen Euro erhöht werden.

Über die Erhöhung der Untergrenze nach Satz 2 ent­
scheidet der Diözesanbischof entsprechend den wirt­
schaftlichen Verhältnissen in der jeweiligen Diözese, 
wobei die Untergrenze für die öffentlichen juristi­
schen Personen nach § 1 Absatz 1 Ziffer 1 und 2 ver­
schieden sein kann von der Untergrenze für die öf­
fentlichen juristischen Personen nach §  1 Absatz  1 
Ziffer 3 bis 5.

(2)	 Als Obergrenze wird festgelegt in Diözesen
a)	 mit bis zu 500.000 Katholiken ein Betrag in 

Höhe von 10 Millionen Euro,
b)	 von 500.001 bis zu 1 Million Katholiken ein Be­

trag in Höhe von 15 Millionen Euro,
c)	 von mehr als 1 Million bis zu 1,5 Millionen Ka­

tholiken ein Betrag in Höhe von 20  Millio­
nen Euro,

d)	 von mehr als 1,5 Millionen Katholiken ein Be­
trag in Höhe von 25 Millionen Euro.

(3)	 Für öffentliche juristische Personen nach §  1 Ab­
satz 1 Ziffer 6 gilt die nach Absatz 1 für juristische 
Personen nach § 1 Absatz 1 Ziffer 3 bis 5 festgelegte 
Untergrenze, es sei denn in den genehmigten Statu­
ten dieser Rechtsträger sind höhere Wertgrenzen 
festgelegt. In diesem Fall bedürfen die Statuten der 
Genehmigung des Diözesanbischofs, dessen Ent­
scheidung wegen der Abweichung die Zustimmung 
des diözesanen Vermögensverwaltungsrats sowie 
des Konsultorenkollegiums erfordert. Die Ober­
grenze richtet sich nach Absatz 2.

§ 3 
Zustimmungsvorbehalte und Vorabzustimmung; 

Wertermittlung
(1)	 Bei Rechtsgeschäften öffentlicher juristischer Perso­

nen nach § 1 Absatz 1 Ziffer 1 bis 3, welche die nach 
§ 2 Absatz 1 festgelegte Untergrenze überschreiten, 
ist die Zustimmung des diözesanen Vermögensver­
waltungsrats und des Konsultorenkollegiums erfor­
derlich. Rechtsgeschäfte, welche die Obergrenze 
überschreiten, bedürfen zusätzlich der Zustimmung 
durch den Heiligen Stuhl (c. 1292 § 2 CIC).

(2)	 Vor einer Erteilung der kirchenaufsichtlichen Ge­
nehmigung durch den Diözesanbischof bedarf dieser 
bei Rechtsgeschäften öffentlicher juristischer Perso­
nen nach §  1 Absatz  1 Ziffer  4 und 5, welche die 
Untergrenze nach Absatz  1 überschreiten, der Zu­
stimmung des diözesanen Vermögensverwaltungs­
rats und des Konsultorenkollegiums (c.  1292 §  1 
CIC); dasselbe gilt für öffentliche juristische Perso­
nen nach § 1 Absatz 1 Ziffer 6, soweit deren Statuten 
eine kirchenaufsichtliche Genehmigung vorsehen. 
Rechtsgeschäfte, welche die Obergrenze überschrei­
ten, bedürfen zusätzlich der Zustimmung durch den 
Heiligen Stuhl (c. 1292 § 2 CIC).

(3)	 Zum Zwecke der Verfahrensvereinfachung können 
der diözesane Vermögensverwaltungsrat und das 
Konsultorenkollegium jeweils beschließen, dass für 
einzelne zustimmungspflichtige Rechtsgeschäfte 
oder für bestimmte Gruppen zustimmungspflichti­
ger Rechtsgeschäfte unter bestimmten Vorausset­
zungen ihre Zustimmung als bereits erteilt gilt. Die 
Voraussetzungen für eine als erteilt geltende Zustim­
mung sind im jeweiligen Beschluss festzulegen. Kir­
chenaufsichtliche Genehmigungserfordernisse blei­
ben unberührt.

(4)	 Solange dem Domkapitel die vermögensbezogenen 
Aufgaben des Konsultorenkollegiums zukommen, 
bedürfen abweichend von Absatz 1 Satz 1 vom Dom­
kapitel getätigte zustimmungspflichtige Rechts­
geschäfte nur der Zustimmung des diözesanen 
Vermögensverwaltungsrats. Absatz  1 Satz  2 bleibt 
unberührt.

(5)	 Für die Bestimmungen des Gegenstandswerts gelten 
die Vorschriften des weltlichen Rechts.

§ 4 
Bauvorhaben

(1)	 Bauvorhaben sind die Errichtung, Änderung oder In­
standsetzung baulicher Anlagen.

(2)	 Bei Rechtsgeschäften in Form von Verträgen über 
Planungs- und Bauleistungen tritt an die Stelle des 
einzelnen Rechtsgeschäfts das Bauvorhaben als Ge­
samtgeschäft.

(3)	 Als Bemessungsgrundlage für das Überschreiten der 
Unter- und Obergrenze nach § 2 sind die Bruttobau­
kosten nach der Kostenschätzung maßgebend.

(4)	 Für Nachträge im Rahmen von Bauvorhaben legt der 
Diözesanbischof eine gesonderte Wertgrenze fest, 
welche nicht an die Untergrenze nach § 2 Absatz 1 
Satz 1 gebunden ist, jedoch die in der jeweiligen Diö­
zese festgesetzte Untergrenze nach §  2 Absatz  1 
Satz 2 Buchstabe a) bis d) nicht überschreiten darf. 
Überschreitet ein Nachtrag die nach Satz  1 festge­
setzte gesonderte Wertgrenze, gelten §  3 Absatz  1 
und 2 entsprechend.

(5)	 Führen Nachträge dazu, dass das Bauvorhaben als 
Gesamtgeschäft die festgesetzte Untergrenze nach 
§  2 überschreitet, so bedürfen diese Nachtragsge­
schäfte stets der Zustimmung des diözesanen Ver­
mögensverwaltungsrats und des Konsultorenkollegi­
ums, auch wenn die Nachträge selbst die Untergrenze 
nach Absatz 4 nicht überschreiten.

(6)	 § 3 Absatz 3 gilt entsprechend.
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§ 5 
Verträge über Vermietung und Verpachtung

(1)	 Rechtsgeschäfte im Sinne des c. 1297 CIC sind Ver­
träge über die Vermietung und Verpachtung von Kir­
chenvermögen.

(2)	 Der kirchenaufsichtlichen Genehmigung des Diöze­
sanbischofs bedürfen Verträge über Vermietung und 
Verpachtung, die
a)	 unbefristet sind oder
b)	 befristet sind mit einer Laufzeit von 10 oder 

mehr Jahren und in beiden Fällen deren Miete 
oder Pacht die vom Diözesanbischof festgesetzte 
Höhe übersteigt.

(3)	 Bei Rechtsgeschäften nach Absatz 1 von öffentlichen 
juristischen Personen nach § 1 Absatz 1 Ziffer 1 bis 
3, bei denen die jährliche Miete oder Pacht 
250.000 Euro übersteigt, ist die Zustimmung des diö­
zesanen Vermögensverwaltungsrats und des Konsul­
torenkollegiums erforderlich. § 3 Absatz 4 Satz 1 gilt 
entsprechend.

(4)	 Vor einer Erteilung der kirchenaufsichtlichen Ge­
nehmigung durch den Diözesanbischof bedarf die­
ser bei Rechtsgeschäften nach Absatz 1 von öffentli­
chen juristischen Personen nach § 1 Absatz 1 Ziffer 4 
und 5, bei denen die jährliche Miete oder Pacht 
250.000 Euro übersteigt, der Zustimmung des diöze­
sanen Vermögensverwaltungsrats und des Konsulto­
renkollegiums; dasselbe gilt für öffentliche juristi­
sche Personen nach §  1 Absatz  1 Ziffer  6, soweit 
deren Statuten eine kirchenaufsichtliche Genehmi­
gung vorsehen.

§ 6 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten

(1)	 Dieses von der Vollversammlung der Deutschen Bi­
schofskonferenz am 2. März 2023 beschlossene und 
durch Dekret des Dikasteriums für die Bischöfe vom 
9.  Oktober 2023 rekognoszierte Generaldekret tritt 
spätestens mit Wirkung zum 1. Januar 2026 in Kraft. 
Den (Erz-)Bischöfen wird ermöglicht, das Inkraft­
treten des vorgenannten Generaldekrets durch diöze­
sanes Gesetz vorzuverlegen. Das vorzeitige Inkraft­
setzungsdatum ist in dem jeweiligen diözesanen 
Amtsblatt für jedes Generaldekret bekanntzumachen 
und dem Sekretariat der Deutschen Bischofskonfe­
renz schriftlich anzuzeigen.

(2)	 Mit Inkrafttreten dieses Generaldekrets tritt gleich­
zeitig die Partikularnorm Nr. 19 der Deutschen Bi­
schofskonferenz zu cc. 1292 § 1, 1295 und 1297 CIC 
– Genehmigung von Veräußerungen und veräuße­
rungsähnlichen Rechtsgeschäften – in der von der 
Vollversammlung der Deutschen Bischofskonferenz 
am 24. bis 27.  September 2001 sowie am 18. bis 
20.  Februar 2002 beschlossenen, durch Dekret der 
Kongregation für die Bischöfe vom 13. Juni 2002 re­
kognoszierten Fassung außer Kraft.

Generaldekret der Deutschen 
Bischofskonferenz zu c. 1272 CIC

Hiermit wird aufgrund des c.  1272 CIC nachfolgendes 
Generaldekret erlassen:

§ 1 
Gestaltung des Benefizialwesens

In Anbetracht der unterschiedlichen Verhältnisse im Be­
reich der Deutschen Bischofskonferenz wird den jeweili­
gen Diözesanbischöfen hiermit die Zuständigkeit über­
tragen, das Benefizialwesen gemäß c.  1272 CIC zu 
gestalten.

§ 2 
Inkrafttreten

Dieses von der Vollversammlung der Deutschen Bi­
schofskonferenz am 2.  März 2023 beschlossene und 
durch Dekret des Dikasteriums für die Bischöfe vom 
9.  Oktober 2023 rekognoszierte Generaldekret tritt mit 
Wirkung vom 1. Mai 2024 in Kraft.
Limburg, 9. April 2024 
+ Dr. Georg Bätzing
Vorsitzender der Deutschen Bischofskonferenz“

Empfehlungsteil

Teil A: 
Empfehlungen für qualifizierte Anlagerichtlinien 

nach § 1 Absatz 4 des Generaldekrets der Deutschen 
Bischofskonferenz zu cc. 1292, 1295, 1297 CIC

Anlagerichtlinien nach § 1 Absatz 4 des Generaldekrets 
der Deutschen Bischofskonferenz zu cc.  1292, 1295, 
1297 des Codex Iuris Canonici (CIC) sollen wenigstens 
folgende Vorgaben für den Erwerb, den Besitz und die 
Veräußerung von Finanzanlagen einschließlich Finanz­
kontrakten1 im Rahmen der Verwaltung von kirchlichem 
Vermögen enthalten (qualifizierte Anlagerichtlinien):
1.	 Anwendungsbereich, Risikotragfähigkeit

a)	 Anlagerichtlinien bestimmen die kirchlichen ju­
ristischen Personen, die von ihnen erfasst wer­
den (subjektiver Anwendungsbereich).

b)	 Anlagerichtlinien haben das Prinzip der (doppel­
ten) Proportionalität2 zu beachten. Es ist insbe­
sondere auf die jeweilige Risikotragfähigkeit der 
von den Anlagerichtlinien erfassten kirchlichen 
juristischen Personen abzustellen. Anlagerichtli­
nien sind regelmäßig auf Anpassungsbedarf zu 
überprüfen.

1	 Finanzkontrakt bezeichnet im Finanzwesen standardisierte 
Verträge, die den Austausch von Zahlungsströmen zum Ge­
genstand haben.

2	 Das Prinzip der (doppelten) Proportionalität besagt, dass 
Anlagerichtlinien das Risikoprofil der regulierten Finanz­
anlagevermögen berücksichtigen müssen. Entscheidend ist 
hierbei nicht nur der Umfang von Vermögen und Finanz­
transaktionen, sondern auch deren Struktur und die Komple­
xität der enthaltenen Risiken.
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2.	 Sorgfaltspflichten
a)	 Anlagerichtlinien und Anlagenverwaltung ha­

ben stets das geltende Recht zu wahren. Sie ha­
ben insbesondere die Regelungen des c.  1284 
§ 1; § 2 CIC, besonders Ziffer 1 bis 4 und Ziffer 6 
und des c. 1294 § 2 CIC zu beachten und daher 
auch Regelungen für die Wahrung des Sorgfalts­
maßstabs durch alle von ihnen erfassten Vermö­
gensverwalter aufzustellen.

b)	 Auch für den Fall einer Beauftragung Dritter mit 
der Vermögensanlage oder der Beratung durch 
Dritte ist im Rahmen von Anlagerichtlinien vor­
sorglich sicherzustellen, dass die kirchlicherseits 
verantwortlichen vermögensverwaltenden Or­
gane lediglich solche Finanzanlagen tätigen, 
deren Risikostruktur sie selbst zuverlässig beur­
teilen oder uneingeschränkt nachvollziehen kön­
nen.

3.	 Risikostruktur und deren Überwachung (Anlagever­
waltung)
a)	 Anlagerichtlinien stellen umfassende Anforde­

rungen an die Risikostruktur des Finanzanlage­
vermögens auf.
Dies erfordert insbesondere Regelungen
-	 zum Ausschluss unerwünschter Risiken im 

Finanzanlagevermögen,
-	 zu qualitativen Begrenzungen für nicht le­

diglich unerhebliche Risiken im Finanzan­
lagevermögen,

-	 zu quantitativen Begrenzungen mindestens 
für Marktrisiken, Emittentenrisiken, Län­
derrisiken und Konzentrationsrisiken im Fi­
nanzanlagevermögen; diese Begrenzungen 
sind in Relation zum Wert des betreffenden 
Finanzanlagevermögens vorzunehmen.

Darüber hinaus sind gemäß Satz 1 folgende Re­
gelungen geboten:
-	 zur Zulässigkeit von Risiken im Direktbe­

sitz oder nur als Fondsanteile,
-	 zum Einsatz und zur Zwecksetzung deriva­

tiver Finanzinstrumente,
-	 zur Einhaltung der Vorgaben der Deutschen 

Bischofskonferenz zu ethisch-nachhaltigen 
Vermögensanlagen.

b)	 Anlagerichtlinien stellen hinreichende Anforde­
rungen an die Überwachung der Risikostruktur 
im Finanzanlagevermögen auf. Dies erfordert 
insbesondere Regelungen betreffend:
-	 die qualitative und die quantitative Erfas­

sung der wesentlichen Risiken im Finanzan­
lagevermögen,

-	 die Bewertung quantitativ zu begrenzender 
Risiken,

-	 die Zerlegung strukturierter Finanzanlagen 
und -kontrakte zum Zwecke der quantitati­
ven Risikobegrenzung,

-	 die Bestimmung, dessen, was zum Finanz­
anlagevermögen gehört (Abgrenzung), und 

die Bewertung der einzelnen Bestandteile 
des abgegrenzten Finanzanlagevermögens,

-	 die Wahrung der Anforderungen gemäß 
Buchstabe a).

4.	 Organisationsstruktur
Anlagerichtlinien enthalten Regelungen für
-	 die Verwaltung des Finanzanlagevermögens,
-	 deren Überwachung einschließlich der Bericht­

erstattung an die verantwortlichen Gremien und 
Organe sowie

-	 eine hinreichende Organisationsstruktur.
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Bischöfliches Ordinariat

BO-Nr.  4904 – 18.11.2025 
PfReg. A 2.2

Dekret  
zur Erhöhung der in § 2 Absatz 1 Satz 1 

des Generaldekrets der Deutschen 
Bischofskonferenz zu cc. 1292, 1295, 1297 CIC 

festgelegten Untergrenze auf einen  
Betrag von 1,5 Millionen Euro in Bezug  

auf Bauvorhaben gemäß § 4 Absatz 2  
des Generaldekrets

Von der Vollversammlung der Deutschen Bischofskonfe­
renz wurde das Generaldekret zu cc.  1292, 1295, 1297 
CIC beschlossen und durch Dekret der Bischofskongre­
gation rekognosziert. Es tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Partikularnorm Nr.  
19 der Deutschen Bischofskonferenz zu cc.  1292 §  1, 
1295 und 1297 CIC – Genehmigung von Veräußerungen 
und veräußerungsähnlichen Rechtsgeschäften – in der 
von der Vollversammlung der Deutschen Bischofskonfe­
renz am 24. bis 27.  September 2001 sowie am 18. bis 
20.  Februar 2002 beschlossenen, durch Dekret der Bi­
schofskongregation vom 13.  Juni 2002 rekognoszierten 
Fassung außer Kraft.
Der persönliche und sachliche Anwendungsbereich des 
Generaldekrets wird in §  1 des Generaldekrets um­
schrieben. In § 2 Absatz 1 des Generaldekrets wird als 
Untergrenze für die öffentlichen juristischen Personen 
nach § 1 Absatz 1 Ziffer 1 bis 5 ein Betrag in Höhe von 
250.000 Euro festgelegt, der je nach der Anzahl der Ka­
tholiken der Diözesen erhöht werden kann. Nach § 2 Ab­
satz  1 Satz  2 Buchstabe  c des Generaldekrets kann in 
Diözesen von mehr als 1  Million bis zu 1,5  Millionen 
Katholiken die Untergrenze auf einen Betrag von bis zu 
1,5  Millionen Euro und in Diözesen von mehr als 
1,5  Millionen Katholiken auf einen Betrag von bis zu 
2  Millionen Euro erhöht werden (§  2 Absatz  1 Satz  2 
Buchstabe d des Generaldekrets). Über die Erhöhung der 
Untergrenze nach Satz 2 entscheidet gemäß § 2 Absatz 1 
Satz 3 des Generaldekrets der Diözesanbischof entspre­
chend den wirtschaftlichen Verhältnissen der jeweiligen 
Diözese.
Im Rahmen der mir gemäß § 2 Absatz 1 Satz 3 des Gene­
raldekrets eingeräumten Befugnis, über die Erhöhung 
der Untergrenze zu entscheiden, erhöhe ich diese für die 
öffentlichen juristischen Personen des kanonischen 
Rechts gemäß § 1 Absatz 1 Ziffer 1 bis 6 des Generalde­
krets in Bezug auf Bauvorhaben als Gesamtgeschäft ge­
mäß § 4 Absatz 2 des Generaldekrets auf einen Betrag 
von 1,5 Millionen Euro.
In allen übrigen Fällen wird die in § 2 Absatz 1 Satz 1 
des Generaldekrets für die öffentlichen juristischen Per­
sonen des kanonischen Rechts nach § 1 Absatz 1 Ziffer 1 
bis 5 festgelegte Untergrenze von 250.000 Euro belas­
sen.
Der im Empfehlungsteil – Teil B: Genehmigungskatalog, 
Abschnitt I: Rechtsgeschäfte der örtlichen Verwaltungs­
organe vorgesehene Genehmigungskatalog wird nicht 
übernommen.

Dieses Dekret tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2026 in 
Kraft.
Rottenburg a. N., den 20. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof

BO-Nr. 4937 – 20.11.2025  
PfReg. H 6.3

Qualifizierte Anlagerichtlinien für die 
Geldanlagen der Diözese Rottenburg-

Stuttgart

I. 
Geltungsbereich

Die qualifizierten Anlagerichtlinien gelten für die Diö­
zese Rottenburg-Stuttgart (Körperschaft des öffentlichen 
Rechts) sowie deren unselbstständige Einrichtungen und 
Sonderrechnungen/-vermögen.

II. 
Allgemeine Grundsätze

1.	 Der Vermögensbegriff i. S. d. Richtlinie umfasst alle 
Geldmittel des Umlaufvermögens und Kapitalanla­
gen des Anlagevermögens (Vermögensanlage) der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart, deren unselbststän­
dige Einrichtungen und Sonderrechnungen/-vermö­
gen. Ausgenommen hiervon sind Immobilien (Grund 
und Boden sowie Gebäude in direktem Eigentum), 
Beteiligungen, die der kirchlichen Aufgabenerfül­
lung dienen, sowie weitere Sachanlagen.

2.	 Das kirchliche Vermögen dient dauerhaft und lang­
fristig der Erfüllung kirchlicher Aufgaben. Für des­
sen Anlage gelten folgende Grundsätze der Sicher­
heit, Rentabilität, Liquidität und Nachhaltigkeit:
•	 Die vorhandenen Mittel sollen mittelfristig ent­

sprechend eines Kapitalerhaltungskonzepts un­
geschmälert, mindestens nominal, erhalten blei­
ben.

•	 Es sollen Erträge aus der Vermögensanlage er­
zielt werden, welche mittelfristig über der Infla­
tionsrate liegen.

•	 Die Zahlungsfähigkeit ist jederzeit sicherzustel­
len. Hierbei sind durch Liquiditätsplanungen die 
Bedarfe, welche sich aus zweckgebundenen Po­
sitionen der Passivseite ergeben, zu beachten.

•	 Die Anlage erfolgt verantwortungsbewusst und 
im Einklang mit nachhaltigen Gesichtspunkten.

3.	 Die folgenden Anlagerichtlinien dienen der Defini­
tion einer zielgerichteten Anlagepolitik und sollen 
Grundlage für die zukünftigen Anlageentscheidun­
gen sein. Ziel der Richtlinie ist es, das Risiko der Ka­
pitalanlage zu begrenzen und eine nachhaltige Ren­
dite zu erzielen.

4.	 Zugunsten einer hohen Transparenz und eines gerin­
gen Verwaltungsaufwandes sollen die Kapitalanla­
gen möglichst überschaubar gestaltet werden. Darü­
ber hinaus sollen die Kosten der Umsetzung in einem 
angemessenen Rahmen gehalten werden, um die 
Rendite nicht übermäßig zu schmälern.
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III. 
Anlagegrundsätze für das Umlaufvermögen

Der ermittelte Liquiditätsbedarf ist über die folgenden 
Anlageformen dem Umlaufvermögen zugeordnet. Min­
destens die Höhe der Betriebsmittelrücklage sowie die 
kurz-/mittelfristigen Bedarfe der zweckgebundenen Po­
sitionen der Passivseite (Rücklagen, Rückstellungen, 
Sonderposten, Treuhandvermögen) unter Berücksich­
tigung der Eintritts-/Abrufwahrscheinlichkeit sind als 
liquide Mittel vorzuhalten. Ebenfalls sollen die Fristig­
keiten der jeweiligen Verbindlichkeiten sowie prognosti­
zierte Abweichungen im Haushaltsvollzug berücksich­
tigt werden.
Zur Vermeidung einer hohen Liquidität, bspw. in Markt­
situationen mit Negativzinsen, kann im Rahmen des Li­
quiditätsmanagements eine Kontoführung im Soll bis 
zur Höhe einer vereinbarten Kreditlinie oder die Verein­
barung eines Zwischenkredits erfolgen, sofern die Zah­
lungsfähigkeit jederzeit sichergestellt ist und eine Über­
ziehung wirtschaftlich sinnvoll und vertretbar ist. Die 
Höhe der Überziehung wird durch die Summe der Anla­
gen mit Laufzeiten bis zu einem Jahr beschränkt und ist 
durch Rückflüsse aus Anlagen sukzessive abzuschmel­
zen/auszugleichen. Folgende Formen sind zulässig:
•	 Bankeinlagen (Laufzeiten bis 1  Jahr): Anlagen mit 

Laufzeiten bis zu einem Jahr auf Konten (u. a. Giro-/
Kontokorrentkonto, Tagesgeld, Termingeld, Spar­
buch) von Kreditinstituten

•	 Geldmarktfonds: Anlagen in Geldmarktfonds.

IV. 
Anlagegrundsätze für das Anlagevermögen

Bei den Kapitalanlagen ist auf eine ausreichende Diversi­
fikation, d. h. Mischung und Steuerung der einzelnen 
Anlageklassen, Einzeltitel und deren Emittenten zu 
achten. Ebenso ist eine ausreichende Steuerung der 
schuldnerspezifischen und liquiditätsbezogenen Risiken 
sicherzustellen. Bei der Anlage in Aktien und Unterneh­
mensanleihen ist eine globale, regionale sowie sektorale 
Diversifikation anzustreben.
Grundsätzlich dürfen Kapitalanlagen sowohl in Form 
von Direktanlagen als auch über Investmentfonds erfol­
gen. Eine Anlage in Misch-, Spezialfonds und Vermö­
gensverwaltungen, die eine oder mehrere Anlageklassen 
abbilden, ist unter Wahrung der definierten Maximal­
quoten je Anlageklasse zulässig.
Die in der Anlagerichtlinie aufgeführten Quoten stellen 
den maximalen Handlungsrahmen dar.
Die Maximalquoten gemäß dieser Anlagerichtlinien gel­
ten für den Zeitpunkt des Erwerbs. Das gesamte Portfo­
lio der Finanzanlagen ist halbjährlich auf seine Richtli­
nienkonformität zu überprüfen. Sofern Überschreitungen 
der Maximalquoten durch Marktentwicklungen entste­
hen, ist im Rahmen der mittelfristigen Planung und Steu­
erung eine Rückführung unter Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Interessen innerhalb eines Zeitraums 
von 12 Monaten vorzunehmen. Eine Überschreitung der 
Quote aufgrund Zusammenlegung/Fusionen ist hierbei 
unschädlich, sofern die Überschreitung durch Fälligkei­
ten sukzessive abgeschmolzen/ausgeglichen werden.
Sämtliche Anlagen und Quoten beziehen sich auf die Ge­
samtkapitalanlagen des Rechtsträgers nach Buchwerten.
Die Basiswährung der Vermögensanlage ist Euro.

Die Diözese will die ideelle Orientierung auch in einem 
bewussten Umgang mit ihrem Finanzvermögen zum 
Ausdruck bringen. Anlagen, die im Widerspruch zu den 
Zielen der Diözese Rottenburg-Stuttgart stehen, sind zu 
vermeiden. Kapitalanlagen sollen nachhaltigen Kriterien 
entsprechen. Hinsichtlich der Nachhaltigkeit sind ökolo­
gische, ökonomische und soziale Aspekte zu berücksich­
tigen, die gewährleisten, dass Investitionen zur Siche­
rung der Lebensgrundlage künftiger Generationen 
beitragen.

1. 
Währungen

Fremdwährungsrisiken außerhalb des Euro sind aus­
schließlich im Rahmen von Investmentfonds zulässig.
Offene Fremdwährungspositionen sind bis zu 15 % des 
Gesamtvermögens zugelassen; dabei ist auf eine ausge­
wogene Streuung zu achten. Darüber hinausgehende 
Fremdwährungspositionen dürfen nur über vollständig 
gesicherte Fonds erworben werden.

2. 
Aktien

a)	 Aktien dürfen nur im Rahmen von Anlagen in In­
vestmentfonds erworben werden.

b)	 Die Aktienquote darf zwischen 0 % und 15 % bezo­
gen auf die Vermögensanlagen betragen.

c)	 Bei der Aktienanlage ist grundsätzlich eine ange­
messen hohe Diversifikation anzustreben. 

3. 
Immobilien

a)	 Die Immobilienquote bezogen auf die Immobilien­
fonds darf bis zu 15 % bezogen auf die Vermögens­
anlagen betragen. Geschlossene Immobilienfonds 
sind nicht zulässig

b)	 Der Direktbestand an Immobilien ist von diesen Vor­
schriften unberührt und ist nicht an die Maximal­
quote gemäß Ziff. 3. Nr. 1 anzurechnen.

4. 
Renten/Festverzinsliche Wertpapiere

Bis zu 100 % des Finanzvermögens darf in festverzins­
liche Anleihen öffentlich-rechtlicher Emittenten in 
Deutschland (u. a. Bundes- und Länderanleihen, Anlei­
hen von Gebietskörperschaften und Landesbanken) so­
wie in vom deutschen Staat garantierte Anleihen und 
deutsche Pfandbriefe investiert werden. Eine Höchst­
grenze von 25 % je Emittent bezogen auf die Vermö­
gensanlagen darf nicht überschritten werden.
Bis zu 50 % des Finanzvermögens darf in Bankanleihen 
privater und genossenschaftlich organisierter Kreditins­
titute angelegt werden, sofern diese ein Mitglied einer in­
ländischen Einlagensicherung sind oder durch einen 
inländischen Garantiefonds gesichert sind. Eine Höchst­
grenze von 10 % je Emittent bezogen auf die Vermö­
gensanlagen darf in diesem Bereich nicht überschritten 
werden.
Bis zu 25 % des Finanzvermögens darf in internationale 
Staatsanleihen von Industriestaaten sowie Covered 
Bonds mit einem Mindestrating BBB- (gem. Standard & 
Poor’s oder einer vergleichbaren Gesellschaft) investiert 
werden. Eine Höchstgrenze von 10 % je Emittent bezo­
gen auf die Vermögensanlagen darf in diesem Bereich 
nicht überschritten werden.
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Bis zu 50 % bezogen auf die Vermögensanlagen dürfen 
in Rentenfonds mit einem Durchschnittsrating von min­
destens A- investiert werden. Hierbei soll auf eine aus­
reichende Streuung bei der Wahl der Emittenten geachtet 
werden.
Nullkuponanleihen und diskontierte Wertpapiere dürfen 
nicht erworben werden.
Anleihen mit Kündigungsstruktur sind zulässig, soweit 
eine maximale Laufzeit auf Basis eines letztmöglichen 
Tilgungstermins (Fälligkeit) definiert ist. Papiere ohne 
festen Tilgungstermin sind nicht zulässig

5. 
Unternehmensanleihen

Bis zu 30 % der Vermögensanlagen darf in Anleihen 
oder Schuldscheindarlehen mit einem Mindestrating von 
BBB- (gem. Standard & Poor’s oder einer vergleichbaren 
Gesellschaft) investiert werden. Eine Höchstgrenze von 
2,5 % je Emittent bezogen auf die Vermögensanlagen 
darf in diesem Bereich nicht überschritten werden. 
Fondsanlagen in Unternehmensanleihen mit ausreichen­
der Streuung sind zu bevorzugen. Das Durchschnitts­
rating muss mindestens BBB- sein.
Anleihen mit Kündigungsstruktur sind zulässig, soweit 
eine maximale Laufzeit auf Basis eines letztmöglichen 
Tilgungstermins (Fälligkeit) definiert ist. Papiere ohne 
festen Tilgungstermin sind nicht zulässig.

6. 
Emerging Market Anleihen

Bis zu 15 % der Vermögensanlage darf in Emerging 
Market Anleihen investiert werden. Fondsanlagen in 
Emerging Market Anleihen mit ausreichender Streuung 
sind zu bevorzugen.

7. 
Mikrofinanzen

Bis zu 10 % der Vermögensanlage darf in Mikrofinanz­
fonds investiert werden. Bei Mikrofinanzfonds muss 
nachweislich ein soziales Investment vorliegen.

8. 
Illiquide Anlagen

Bis zu 5 % der Vermögensanlage darf in illiquide Anla­
gen investiert werden.
a)	 Infrastruktur

•	 Direktanlage
Zu bevorzugen sind Infrastrukturprojekte, die 
einen positiven Beitrag zu einer nachhaltigen 
Entwicklung leisten, z. B. Investments in erneu­
erbare Energien und die dazu gehörende Infra­
struktur. Bei Direktanlagen mit einem Volumen 
> 10 Mio. EUR wird ein Nachhaltigkeitsgutach­
ten in Auftrag gegeben, um die ESG-Qualität 
des Infrastrukturprojekts zu analysieren. Die Er­
gebnisse des Gutachtens fließen in die Invest­
mententscheidung ein.

•	 Fondsanlage
Infrastrukturfonds, die bei der Auswahl geeig­
neter Infrastrukturobjekte ESG-Kriterien be­
rücksichtigen, sind zu bevorzugen.

b)	 Private Equity
Der Fokus bei Private Equity ist auf Fonds zu rich­
ten. Dabei sind es grundsätzlich Fonds, die bei der 
Auswahl der Beteiligungen ESG-Kriterien berück­
sichtigen.

9. 
Sonstige Anlageformen

Finanzinstrumente, die in den Anlagerichtlinien nicht 
ausdrücklich aufgeführt sind, werden der Anlageklasse 
zugerechnet, der sie am nächsten kommen. Ausnahme­
regelungen werden in V. Organisationsstruktur dieser 
Richtlinie bestimmt.

10. 
Sonstiges

•	 Derivate dürfen nicht direkt erworben werden.
•	 Bei Anlagen in Aktien-, Renten-, Mikrofinanz-, Im­

mobilien- und Mischfonds müssen neben den bereits 
bei den jeweiligen Anlageklassen genannten Voraus­
setzungen nachfolgende Vorgaben gemeinsam er­
füllt sein:
-	 Aktive, gemanagte Investmentfonds (Aktien-, 

Renten-, Mikrofinanz-, Immobilien- und Misch­
fonds):
o	 Vertriebszulassung für Deutschland
o	 Mindestgröße des Fonds > 45 Mio. EUR
o	 tägliche Preisermittlung und halbjährliches 

Reporting
o	 möglichst chronologisch verfolgbare Er­

folgs- und Erfahrungsgeschichte (Track Re­
cord) > 3 Jahre

-	 Passive, börsengehandelte Investmentfonds 
(ETF):
o	 Vertriebszulassung für Deutschland
o	 ETF müssen das Basisinvestment replizie­

ren. Es sind keine ETF auf Basis von Fi­
nanzderivaten zugelassen (geswapte ETF)

o	 Mindestgröße der Fonds > 45 Mio. EUR
o	 Auflage des Fonds mindestens 1  Jahr vor 

dem Anteilserwerb
•	 Bei Mischfonds sind die Aktien- und Rentenanlagen 

auf die entsprechenden Anlagegrenzen anzurechnen 
und die Ratingvorgaben und Fremdwährungsbe­
schränkungen sind insgesamt einzuhalten.

•	 Die prozentualen Anteile beziehen sich auf die Kurs­
werte der Anlagen. Bei der Anlage in Mischfonds 
und Vermögensverwaltungen sind deren prozentuale 
Anteile den o. g. Anlageklassen zuzurechnen.

V. 
Organisationsstruktur

1. 
Diözese Rottenburg-Stuttgart und deren 

Sondervermögen/-rechnungen
Die Organisation der Vermögensanlagen gliedert sich in 
operative und strategische, beratende und kontrollie­
rende Zuständigkeiten. Die Verantwortlichkeiten basie­
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ren auf den rechtlichen Grundlagen, die für die nachfol­
gend beschriebenen Gremien und Aufgabenträger 
Geltung beanspruchen.
Der Diözesanrat der Diözese Rottenburg-Stuttgart ist die 
Steuervertretung (Diözesansteuervertretung) im Sinne 
des § 9 des baden-württembergischen Kirchensteuerge­
setzes (KiStG) vom 15.06.1978 in dem Umfang, wie er in 
der jeweils gültigen Fassung der Kirchensteuerordnung 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart – KiStO festgelegt ist. 
Er bildet gemäß § 1 Nr. 5 der Satzung des Diözesanrats 
Diözesanausschüsse unter Beiziehung von Sachverstän­
digen und in Zusammenarbeit mit den bestehenden Ein­
richtungen und Ämtern. Er gibt diesen Ausschüssen 
Aufträge für ihre Tätigkeit und nimmt ihre Arbeitsbe­
richte entgegen. Für die Beratung von Themen mit finan­
ziellen Konsequenzen ist ein Finanzausschuss des Diö­
zesanrats eingerichtet (§  9 Satzung des Diözesanrats). 
Als dessen Unterausschuss wurde der Anlageausschuss 
durch den Diözesanrat eingesetzt. 
Die Verwaltung von Vermögen der Diözese obliegt ge­
mäß dem Organisationserlass der Hauptabteilung XV – 
Finanzen und Vermögen, Abteilung Vermögensverwal­
tung, des Bischöflichen Ordinariats. Die einzelnen 
Aufgabenerfüllungen und Verantwortlichkeiten werden 
nachfolgend dargestellt.
a)	 Operative Verantwortung der Vermögensanlage

Im Rahmen der operativen Umsetzung der Anlage­
formen wird die Allokation im Rahmen von Richtli­
nien festgelegt. Für die Umsetzung und die Ein­
haltung dieser Richtlinien trägt die Abteilung 
Vermögensverwaltung der Hauptabteilung XV – Fi­
nanzen und Vermögen des Bischöflichen Ordinariats 
die Verantwortung. Das operative Management der 
Kapitalanlagen erfolgt im Rahmen der abgestimm­
ten Strategien durch die Abteilung Vermögensver­
waltung.
Zu den Aufgaben der Abteilung Vermögensverwal­
tung gehören darüber hinaus insbesondere:
•	 Verwaltung und Steuerung der Geldanlagen.
•	 Eigen- und letztverantwortliche Vornahme der 

Handelsgeschäfte im Rahmen der Anlagegrund­
sätze und Kapitalmarktbeobachtung.

•	 Kapitalmarktanalyse mit umfassender Beobach­
tung und Analyse aller relevanten Kapital­
märkte, der Zinsentwicklungen, der Geldmarkt­
politik der Europäischen Notenbanken und 
weiterer relevanter Faktoren und Umsetzung in 
die Entscheidungen zur Auswahl von Emitten­
ten, Laufzeiten und Anlageklassen.

•	 Steuerung und Weiterentwicklung des Risiko­
managements von Adressenausfallrisiken/Boni­
tätsrisiken im Hinblick auf mögliche Verluste, 
auch unter Betrachtung des Einlagensicherungs­
systems; Steuerung von Marktpreisrisiken im 
Hinblick auf mögliche Marktpreisminderungen, 
die durch die Veränderung von Preisen an den 
Finanzmärkten entstehen können, z. B. durch Si­
mulation von Zinsänderungen.

•	 Steuerung von Liquiditätsrisiken im Hinblick 
darauf, dass stets eine ausreichende Liquidität 
vorhanden ist.

•	 Unterrichtung des Anlageausschusses über die 
grundsätzlichen Angelegenheiten der Geldanla­
gen des Diözesanhaushalts (sog. Mandant 1) so­

wie der vom Diözesanverwaltungsrat verwalte­
ten Rücklagen für den kirchengemeindlichen 
Kirchensteueranteil (sog. Kirchensteuervertei­
lung – Mandant 2).

Die Dienst- und Fachaufsicht des Leiters der Haupt­
abteilung XV – Finanzen und Vermögen für die Ab­
teilung Vermögensverwaltung bleibt unberührt.
Im Rahmen eines Spezialfonds oder Vermögensver­
waltungsvertrags können diese Aufgaben an Dritte 
delegiert werden. Dabei gelten diese Anlagerichtli­
nien auch für die Dritten.

b)	 Strategische Ausrichtung und Überwachung der 
Vermögensanlage
Der Anlageausschuss als Unterausschuss des Fi­
nanzausschusses ist strategisch, überwachend sowie 
beratend tätig. Er trägt durch seine fachliche Bera­
tung wesentlich dazu bei, dass das Kapitalvermögen 
entsprechend der Anlagerichtlinie in einem struktu­
rierten, transparenten und disziplinierten Anlage­
prozess investiert und verwaltet wird. Er hat insbe­
sondere folgende Aufgaben:
•	 Festlegung der grundlegenden Anlagestrategie 

auf der Grundlage der Kapitalmarktanalyse der 
Hauptabteilung XV – Finanzen und Vermögen, 
Abteilung Vermögensverwaltung, sowie Bera­
tung der Kapitalmarktlage und der Entwicklung 
der Geldanlagen unter Berücksichtigung der 
diözesanen Anlagerichtlinien.

•	 Überwachung der Einhaltung der Anlagerichtli­
nien, Entgegenahme und Erörterung folgender 
Berichte und Information zu: 
-	 Kapitalmarktanalyse mit umfassender Be­

obachtung und Analyse aller relevanten Ka­
pitalmärkte, der Zinsentwicklungen, der 
Geldmarktpolitik der Europäischen Noten­
banken und weiterer relevanter Faktoren 
und Umsetzung in die Entscheidungen zur 
Auswahl von Emittenten, Laufzeiten und 
Anlageklassen.

-	 Steuerung und Weiterentwicklung des Risi­
komanagements von Adressenausfallrisi­
ken/Bonitätsrisiken im Hinblick auf mögli­
che Verluste, auch unter Betrachtung des 
Einlagensicherungssystems; Steuerung von 
Marktpreisrisiken im Hinblick auf mögliche 
Marktpreisminderungen, die durch die Ver­
änderung von Preisen an den Finanzmärk­
ten entstehen können, z. B. durch Simulation 
von Zinsänderungen.

-	 Steuerung von Liquiditätsrisiken im Hin­
blick darauf, dass stets eine ausreichende 
Liquidität vorhanden ist.

-	 Unterrichtung des Finanzausschusses und 
Diözesanvermögensverwaltungsrats über 
die grundsätzlichen Angelegenheiten der 
Geldanlagen des Diözesanhaushalts (sog. 
Mandant 1) sowie der im Ordinariat verwal­
teten Rücklagen für die Kirchengemeinden 
(sogenannte Kirchensteuerverteilung/Man­
dant 2).

•	 Festlegung von Grundsätzen für die Geldanla­
gen auf der Grundlage der von der Hauptabtei­
lung XV – Finanzen und Vermögen, Abteilung 
Vermögensverwaltung, entwickelten Entwürfe. 
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Die Hauptabteilung XV – Finanzen und Vermö­
gen, Abteilung Vermögensverwaltung hat ein 
Vorschlagsrecht.

•	 Beauftragung der Abteilung Vermögensverwal­
tung mit der Aufbereitung von relevanten Infor­
mationen für den Finanzausschuss des Diöze­
sanrats.

•	 Überwachung der Einhaltung der Grundsätze.
•	 Anhörungs- und Vorschlagsrechts zur diözesa­

nen Anlagerichtlinie.
•	 Die Letztentscheidungsrechte des DVVR und 

der Sitzung des Bischöflichen Ordinariats blei­
ben unberührt.

c)	 Berichterstattung
Die Abteilung Vermögensverwaltung berichtet vier­
teljährlich an den Anlageausschuss. 
Der Anlageausschuss berichtet zweimal im Jahr ge­
genüber dem Diözesanvermögensverwaltungsrat 
(DVVR) und dem Finanzausschuss, auch hinsicht­
lich der Einhaltung dieser Anlagerichtlinien. Im 
Rahmen der Berichte über die Geldanlagen hat der 
Finanzausschuss und/oder der DVVR die Möglich­
keit, grundlegende Entscheidungen über die weitere 
Ausrichtung der Geldanlagen beim Mandanten 1 – 
Diözese und 2 – Kirchensteuerverteilung zu treffen.
Bei außergewöhnlichen Entwicklungen geschieht die 
jeweilige Berichterstattung auch außerhalb regulärer 
Sitzungen oder des gewöhnlichen Berichtsturnus.
Auf Basis dieser Berichterstattungen wird dem Diö­
zesanrat im Rahmen des Diözesanhaushaltsplans ein 
Bericht über die Geldanlagen zur Beratung vorge­
legt. Die Hauptabteilung XV – Finanzen und Ver­
mögen, Abteilung Vermögensverwaltung bringt 
dazu einen Entwurf in den Anlageausschuss und den 
Finanzausschuss zur Beratung und Zustimmung ein. 
Inhalt sind in der Regel unter anderem der aktuelle 
Stand der Ratings der börsennotierten Wertpapiere 
sowie die Darstellung der Emittentenstruktur. Auch 
sollen die wesentlichen Berichtsinhalte der Spezial­
fonds einfließen.

2. 
Kirchlicher Hilfsfonds

Die Zuständigkeiten für den Kirchlichen Hilfsfonds er­
geben sich bezüglich der operativen Verantwortung für 
die Vermögensanlagen, der strategischen Ausrichtung, 
der Überwachung der Vermögensanlagen und der Be­
richterstattung aus der vom Diözesanverwaltungsrat 
(DVR) beschlossenen Satzung für den Kirchlichen Hilfs­
fonds in der jeweils geltenden Fassung.
Der Verwaltungsrat des Kirchlichen Hilfsfonds berichtet 
zweimal im Jahr gegenüber dem Diözesanvermögens­
verwaltungsrat (DVVR) über die Kapitalentwicklung der 
getätigten Anlagen, über getroffene Anlageentscheidun­
gen, über den Risikoquartalsbericht sowie die Einhal­
tung dieser Anlegerichtlinien.

VI. 
Risikomanagement

Als Bestandteil eines aktiv gesteuerten Kapitalanlage­
prozesses hat das Risikomanagement, das von der Haupt­
abteilung XV – Finanzen und Vermögen, Abteilung 
Vermögensverwaltung, wahrzunehmen ist, unter Be­
rücksichtigung sich verändernder Kapitalmarktsituation 
regelmäßig wiederkehrend zu prüfen, ob die Gewichtung 
der Anlageklassen sowie die Deckung finanzieller An­
sprüche gewährleistet ist.
In die Risikobetrachtung sind folgende übliche Risiken 
der Kapitalanlage einzubeziehen:
•	 Marktpreisrisiken
•	 Konzentrationsrisiken (je Emittent, Kreditinstitut, 

Objekt, Branche, Region u. a.)
•	 Liquiditätsrisiken 
•	 Kredit- bzw. Bonitätsrisiken, Adressenausfallrisiken
•	 Abwicklungsrisiken
•	 sonstige relevante Risiken (z. B. Ertragsrisiken, ope­

rationale Risiken).
Über die Risiken, die mit einer Anlageentscheidung ein­
hergehen, sind entsprechende Informationen bspw. bei 
der Bank oder über die wesentlichen Anlegerinformatio­
nen bei Fondsanlagen einzuholen. Die Beratung durch 
einen qualifizierten Bankberater stellt vor dem Hinter­
grund der beschriebenen Komplexität einen wichtigen 
Baustein des Risikomanagements dar. Die Beratung so­
wie die wesentlichen Anlegerinformationen sind ent­
sprechend zu dokumentieren.

VII. 
Ausnahmeregelung, Zuständigkeit

Der DVVR entscheidet über die Anlagerichtlinien. Ein­
zelne Restriktionen dieser Anlagerichtlinien können im 
Ausnahmefall individuell durch einen Beschluss des 
DVVR geändert werden, ohne dass die kompletten Anla­
gerichtlinien neu gefasst werden müssen.
Der DVVR berät und entscheidet in Ausnahmefällen 
über Anlagen, die von den Anlagerichtlinien abweichen, 
nachdem unter Einbeziehung des jeweiligen Überwa­
chungsorgans (V.  Organisationsstruktur) der DVVR 
durch die Abteilung Vermögensverwaltung umfassend 
über die aktuellen Gegebenheiten durch Vorlage entspre­
chender Unterlagen informiert wurde.
Der DVVR kann nach Einholung eines Votums des An­
lageausschusses auf der Grundlage der Berichte über die 
Vermögensanlagen die grundlegenden Entscheidungen 
über die weitere Ausrichtung der Vermögensanlagen 
treffen.

VIII. Inkrafttreten 
Diese Richtlinie tritt mit Wirkung zum 01.01.2026 in 
Kraft.
Rottenburg a. N., den 28. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof
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BO-Nr. 4938 – 20.11.2025  
PfReg. H 6.3

Qualifizierte Anlagerichtlinien für die 
Geldanlagen des Bistums Rottenburg-

Stuttgart

I. 
Geltungsbereich

Die qualifizierten Anlagerichtlinien gelten für das Bis­
tum Rottenburg-Stuttgart (Anstalt des öffentlichen 
Rechts), dessen Sondervermögen und das von ihm ver­
waltete Treuhandvermögen.

II. 
Allgemeines

Die Regelungen der qualifizierten Anlagerichtlinien für 
die Geldanlagen der Diözese Rottenburg-Stuttgart fin­
den in ihrer jeweils gültigen Fassung analoge Anwen­
dung auf das Bistum Rottenburg-Stuttgart, soweit nach­
stehend für das Bistum Rottenburg-Stuttgart nichts 
anderes geregelt ist.

III. 
Anlagegrundsätze

Einlagen beim Kirchlichen Hilfsfonds der Diözese Rot­
tenburg-Stuttgart sind in unbegrenzter Höhe zulässig. 
Die dortigen Abruf- und Ankündigungsfristen sind bei 
der Liquiditätsplanung zu berücksichtigen.

IV. 
Organisationsstruktur

Die Verwaltung von Vermögen des Bistums nebst Er­
trags- und Risikomanagement im Bereich der Geldanla­
gen obliegt gemäß dem Organisationserlass der Haupt­
abteilung XV – Finanzen und Vermögen, Abteilung 
Vermögensverwaltung, des Bischöflichen Ordinariats.
Die Dienst- und Fachaufsicht für die Abteilung Vermö­
gensverwaltung liegt beim Leiter der Hauptabteilung 
XV – Finanzen und Vermögen.
Die Abteilung Vermögensverwaltung berichtet zweimal 
im Jahr gegenüber dem Diözesanvermögensverwal­
tungsrat (DVVR) über die Kapitalentwicklung der 
getätigten Anlagen, über wesentliche getroffene Anlage­
entscheidungen sowie über die Einhaltung dieser Anla­
gerichtlinien.
Bei außergewöhnlichen Entwicklungen erfolgt die jewei­
lige Berichterstattung auch außerhalb regulärer Sitzun­
gen oder des gewöhnlichen Berichtsturnus.

V. 
Ausnahmeregelung, Zuständigkeit

Der DVVR entscheidet über diese Anlagerichtlinien. 
Einzelne Restriktionen dieser Anlagerichtlinien können 
im Ausnahmefall individuell durch einen Beschluss des 
DVVR geändert werden, ohne dass die kompletten Anla­
gerichtlinien neu gefasst werden müssen.
Der DVVR berät und entscheidet in Ausnahmefällen 
über Anlagen, die von den Anlagerichtlinien abweichen.
Der DVVR kann nach Einholung eines Votums des Bis­
tumsverwaltungsrates auf der Grundlage der Berichte 

über die Vermögensanlagen die grundlegenden Entschei­
dungen über die weitere Ausrichtung der Vermögensan­
lagen treffen.

VI. 
Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt mit Wirkung zum 01.01.2026 in 
Kraft. 
Rottenburg a. N., den 28. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof

BO-Nr. 4999 – 24.11.2025  
PfReg. B 8.2, B 2.1

Statut für den Diözesanverwaltungsrat der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart

Der Diözesanverwaltungsrat nimmt die ihm gemäß Kir­
chenrecht sowie diesem Statut obliegenden Rechte wahr. 
Hiervon unberührt bleibt das Recht des Diözesanrats als 
Kirchensteuervertretung im Sinne des § 9 Kirchensteu­
ergesetz vom 15.06.1978 in Verbindung mit § 6 Abs. 3 
und Abs. 5 der Kirchensteuerordnung der Diözese Rot­
tenburg-Stuttgart, den Haushaltsplan der Diözese zu be­
schließen und die Jahresrechnung festzustellen.

§ 1 
Rechtsstellung und Funktion

(1)	 Als ein Gremium der Diözesankurie gemäß c.  469 
CIC berät und unterstützt der Diözesanverwaltungs­
rat der Diözese Rottenburg-Stuttgart den Bischof bei 
Entscheidungen, die Leitung und Verwaltung der 
Diözese betreffen.

(2)	 Der Diözesanverwaltungsrat spricht dem Bischof 
Empfehlungen bezüglich rechtlich und/oder wirt­
schaftlich relevanter Sachverhalte aus und unter­
stützt ihn bei der Wahrnehmung der Aufsicht über 
rechtlich selbstständige kirchliche Einrichtungen in 
der Diözese.

(3)	 Des Weiteren nimmt der Diözesanverwaltungsrat die 
ihm nach dem Kirchenbeamtenstatut sowie der Ar­
beitsvertragsordnung der Diözese Rottenburg-Stutt­
gart zukommenden Rechte wahr.

§ 2 
Zusammensetzung

Der Diözesanverwaltungsrat besteht aus sechs bis acht 
Personen. Ihm gehören an:
1.	 der Generalvikar als Vorsitzender des Gremiums,
2.	 der stellvertretende Generalvikar als stellvertreten­

der Vorsitzender des Gremiums,
3.	 der Diözesanökonom als beratendes Mitglied,
4.	 der Diözesanjustitiar,
5.	 bis zu fünf weitere, vom Bischof zu berufende Perso­

nen, die mit der Leitung von Hauptabteilungen in der 
Bischöflichen Kurie betraut wurden.
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§ 3 
Aufgaben

(1)	 Der Diözesanverwaltungsrat ist zuständig für die Er­
teilung von Empfehlungen an den Bischof, die nach­
folgende Angelegenheiten zum Inhalt haben:
1.	 Umsetzung der partikularrechtlichen Vorgaben 

zu c. 1277 CIC,
2.	 Umsetzung der partikularrechtlichen Vorgaben 

zu den cc. 1292, 1295, 1297 CIC,
3.	 Wahrnehmung der Bischöflichen Aufsicht ge­

mäß geltendem universalen und partikularen 
Kirchenrecht sowie unter Beachtung des staatli­
chen Rechts über rechtlich selbstständige kirch­
liche Einrichtungen der nicht-verfassten Kirche,

4.	 Wahrnehmung der Bischöflichen Aufsicht ge­
mäß geltendem universalen und partikularen 
Kirchenrecht sowie unter Beachtung des staatli­
chen Rechts über die Kirchengemeinden und 
Dekanate (c. 1281 CIC),

5.	 Wahrnehmung der Bischöflichen Aufsicht über 
rechtlich unselbstständige Einrichtungen,

6.	 Gründung oder Auflösung einer rechtlich un­
selbstständigen kirchlichen Einrichtung der Diö­
zese Rottenburg-Stuttgart,

7.	 Entscheidungen bezüglich arbeitsrechtlicher 
einschließlich entgeltrechtlicher Sachverhalte.

(2)	 Der Diözesanverwaltungsrat entscheidet über die 
Berufung in das Beamtenverhältnis und die Beendi­
gung desselben. Er trifft Entscheidungen bezüglich 
beamtenrechtlicher einschließlich besoldungsrecht­
licher sowie disziplinarrechtlicher Sachverhalte.

§ 4 
Arbeitsweise und Beschlussfassung

(1)	 Die Voten des Diözesanverwaltungsrats werden in 
der Regel in Sitzungen gefasst.

(2)	 In Eilfällen können die Voten auch außerhalb von 
Sitzungen durch schriftliche Abstimmung oder text­
förmlich via E-Mail gefasst werden (Umlaufverfah­
ren), sofern sich jedes Mitglied des Diözesanver­
waltungsrats mit dieser Art der schriftlichen oder 
textförmlichen Abstimmung einverstanden erklärt. 
Das Einverständnis kann zusammen mit der Stimm­
abgabe erteilt werden. Für die inhaltliche Beschluss­
fassung gilt Abs. 7 entsprechend.

(3)	 Die Leitung der Sitzungen erfolgt durch den Gene­
ralvikar als Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
durch den stellvertretenden Generalvikar als stell­
vertretenden Vorsitzenden des Gremiums.

(4)	 Der Diözesanverwaltungsrat tritt in der Regel zwei­
mal monatlich zusammen. Der Diözesanverwal­
tungsrat ist beschlussfähig, wenn die Mehrheit seiner 
Mitglieder, darunter der Vorsitzende oder dessen 
Stellvertreter, anwesend ist.

(5)	 Darüber hinaus ist der Vorsitzende zur Einberufung 
verpflichtet, sofern es zur ordnungsgemäßen Erledi­
gung der anfallenden Geschäfte erforderlich ist oder 
wenn der Bischof oder mindestens ein Drittel der 
Mitglieder eine Einberufung beantragt. In diesen 
Fällen ist der Diözesanverwaltungsrat beschlussfä­
hig, wenn mindestens der Vorsitzende oder sein 

Stellvertreter und zwei weitere Mitglieder anwesend 
sind.

(6)	 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen 
gefasst. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. 
Enthalten sich mehr als die Hälfte der Mitglieder ih­
rer Stimme, so ist die Beschlussfassung zu wieder­
holen. Bei der dritten Wiederholung der Beschluss­
fassung gelten Enthaltungen als Neinstimmen.

(7)	 Über die Sitzung und die Voten des Diözesanverwal­
tungsrats ist eine Niederschrift zu fertigen. Hierfür 
wird vom Vorsitzenden, im Fall seiner Verhinderung 
vom stellvertretenden Vorsitzenden, ein Protokollant 
bestimmt.

(8)	 Nach Erstellung des Entwurfs der Niederschrift 
durch den Protokollanten wird dieser sämtlichen 
Mitgliedern des Diözesanverwaltungsrats zeitnah 
zugesandt. Die Mitglieder des Diözesanverwaltungs­
rats haben ihre Zustimmung zu den protokollierten 
Inhalten innerhalb angemessener Zeit zu erteilen. 
Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn binnen drei 
Werktagen kein Widerspruch bezüglich der Inhalte 
des Entwurfs der Niederschrift erhoben wurde. Der 
Niederschriftsentwurf wird in der Regel bis zum 
Ende der Sitzungswoche über den Vorsitzenden nach 
dessen Unterzeichnung dem Bischof übermittelt.

§ 5 
Delegationen und Vorabgenehmigungen

(1)	 Bezüglich der in § 3 genannten Aufgaben kann der 
Diözesanverwaltungsrat dem Bischof vorschlagen, 
unter Orientierung an bestimmten inhaltlichen Vor­
gaben und/oder Wertgrenzen einzelne Aufgaben an 
Mitglieder des Diözesanverwaltungsrats zu delegie­
ren. Ebenso kann der Diözesanverwaltungsrat dem 
Bischof vorschlagen, bezüglich der in § 3 genannten 
Aufgaben unter Orientierung an bestimmten inhalt­
lichen Vorgaben und/oder Wertgrenzen Vorabgeneh­
migungen auszusprechen.

(2)	 Mit Zustimmung des Bischofs entfaltet die Delega­
tion/Vorabgenehmigung rechtliche Wirksamkeit 
auch im Außenverhältnis.

§ 6 
Rechtswirksamkeit

Das Votum des Diözesanverwaltungsrats entfaltet zu 
dem Zeitpunkt Rechtswirksamkeit im Innen- und Au­
ßenverhältnis, wenn sich der Bischof das Votum zueigen 
macht. Sieht das Kirchenrecht bezüglich eines Votums 
des Diözesanverwaltungsrats zusätzlich die Einholung 
eines Votums des Diözesanvermögensverwaltungsrats 
und des Collegium Consultorum vor, so entfaltet das Vo­
tum des Diözesanverwaltungsrats erst nach Vorliegen 
der Zustimmungen beider vorgenannter Gremien Rechts­
wirksamkeit.

§ 7 
Inkrafttreten

Dieses Statut tritt nach Genehmigung durch den Bischof 
mit dem Tag seiner Veröffentlichung im Kirchlichen 
Amtsblatt der Diözese Rottenburg-Stuttgart in Kraft.
Rottenburg a. N., den 28. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof
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BO-Nr. 5000 – 24.11.2025  
PfReg. B 8.2, B 2.1

Statut für den 
Diözesanvermögensverwaltungsrat der 

Diözese Rottenburg-Stuttgart – consilium 
a rebus oeconomicis

Der Diözesanvermögensverwaltungsrat nimmt die ihm 
gemäß Kirchenrecht sowie diesem Statut obliegenden 
Rechte wahr. Hiervon unberührt bleibt das Recht des 
Diözesanrats als Kirchensteuervertretung im Sinne des 
§ 9 Kirchensteuergesetz vom 15.06.1978 in Verbindung 
mit § 6 Abs. 3 und Abs. 5 der Kirchensteuerordnung der 
Diözese Rottenburg-Stuttgart, den Haushaltsplan der 
Diözese zu beschließen und die Jahresrechnung festzu­
stellen.

§ 1 
Rechtsstellung und Funktion

(1)	 In der Diözese Rottenburg-Stuttgart wird nach Maß­
gabe von c. 492 § 1 CIC ein Vermögensverwaltungs­
rat mit der Bezeichnung „Diözesanvermögens­
verwaltungsrat“ errichtet. Ihm obliegen die nach 
geltendem Kirchenrecht dem „consilium a rebus oe­
conomicis“ sowie nach diözesanem Recht übertrage­
nen Aufgaben.

(2)	 Dem Diözesanvermögensverwaltungsrat kommt Be­
ratungs- und Entscheidungskompetenz in Bezug auf 
die Verwaltung von Kirchenvermögen im Sinne des 
c. 1257 § 1 CIC zu. Das Kirchenrecht bestimmt, in 
welchen Fällen Entscheidungen des Bischofs der vor­
herigen Anhörung oder Zustimmung des Diözesan­
vermögensverwaltungsrats bedürfen.

§ 2 
Zusammensetzung

Der Diözesanvermögensverwaltungsrat besteht aus 
sechs bis neun Personen. Ihm gehören an
1.	 der Generalvikar als Vorsitzender des Gremiums,
2.	 der stellvertretende Generalvikar als stellvertreten­

der Vorsitzender des Gremiums,
3.	 der Diözesanökonom als beratendes Mitglied,
4.	 der Diözesanjustitiar,
5.	 bis zu fünf weitere, vom Bischof zu berufende Perso­

nen, die mit der Leitung von Hauptabteilungen in der 
Bischöflichen Kurie betraut wurden.

§ 3 
Aufgaben

(1)	 In den vom geltenden Kirchenrecht oder diözesanen 
Recht vorgesehenen Fällen bedarf der Bischof der 
Zustimmung des Diözesanvermögensverwaltungs­
rats oder hat er diesen anzuhören.

(2)	 Der vorherigen Zustimmung des Diözesanvermö­
gensverwaltungsrats bedarf die Vornahme insbeson­
dere nachfolgender Rechtsgeschäfte:
1.	 Akte der außerordentlichen Vermögensverwal­

tung gemäß den partikularrechtlichen Vorgaben 
i. V. m. c. 1277 CIC,

2.	 Veräußerungen und veräußerungsähnliche 
Rechtsgeschäfte gemäß den partikularrechtli­
chen Vorgaben i. V. m. cc.  1292 §  1, 1295 und 
1297 CIC,

3.	 Veräußerungen und veräußerungsähnliche 
Rechtsgeschäfte gemäß den partikularrechtli­
chen Vorgaben i. V. m. cc.  1292 §  1, 1295 und 
1297 CIC.

(3)	 Der vorherigen Anhörung des Diözesanvermögens­
verwaltungsrats bedarf es insbesondere in folgenden 
Fällen:
1.	 vor Ernennung oder Absetzung des Diözesan­

ökonoms (c. 494 §§ 1,2 CIC),
2.	 vor der Auferlegung von Steuern für öffentliche 

juristische Personen in der Diözese Rottenburg-
Stuttgart (c. 1263 CIC), 

3.	 vor der Auferlegung von Abgaben für natürliche 
Personen und sonstige juristische Personen in 
der Diözese Rottenburg-Stuttgart (c. 1263 CIC),

4.	 vor Verwaltungsakten von größerer Bedeutung 
(c. 1277 CIC),

5.	 vor der Festlegung der Grenze und der Art und 
Weise der Akte einer öffentlichen juristischen 
Person des kanonischen Rechts, die die ordent­
liche Verwaltung überschreiten (c.  1281 §  2 
CIC),

6.	 vor der Anlage von im Wege der Schenkung er­
haltenem Geld und der sicheren Hinterlegung 
von geschenktem beweglichem Vermögen 
(c. 1305 CIC),

7.	 vor der Verminderung von mit geschenktem 
Vermögen einhergehenden Verpflichtungen 
(c. 1310 § 2 CIC), die Herabsetzung von Mess­
verpflichtungen gem. c.  1308 CIC ausgenom­
men.

(4)	 Dem Diözesanvermögensverwaltungsrat ist der Jah­
resabschluss der Verwaltungen jedweden kirchli­
chen Vermögens, soweit diese gemäß c. 1287 § 1 CIC 
gegenüber dem Ortsordinarius zur Rechnungslegung 
verpflichtet sind, vorzulegen.

(5)	 Wird bei Vakanz des Bischöflichen Stuhls der Diö­
zesanökonom zum Diözesanadministrator gewählt, 
hat der Diözesanvermögensverwaltungsrat für die 
Dauer der Sedisvakanz einen anderen zum Ökono­
men zu wählen, c. 423 § 2 CIC.

(6)	 Der Diözesanvermögensverwaltungsrat nimmt die 
ihm gemäß kirchlicher Gesetze, somit insbesondere 
nach der Kirchengemeindeordnung, Dekanatsord­
nung, Kirchensteuerordnung, Haushaltsordnung und 
in sonstigen Ordnungen kirchlicher Rechtspersonen 
übertragenen Aufgaben wahr.

§ 4 
Arbeitsweise und Beschlussfassung

(1)	 Die Beschlüsse des Diözesanvermögensverwal­
tungsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst.

(2)	 In Eilfällen können die Beschlüsse auch außerhalb 
von Sitzungen durch schriftliche Abstimmung oder 
via E-Mail gefasst werden (Umlaufverfahren), so­
fern sich jedes Mitglied des Diözesanvermögensver­
waltungsrats mit dieser Art der schriftlichen oder 
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textförmlichen Abstimmung einverstanden erklärt. 
Das Einverständnis kann zusammen mit der Stimm­
abgabe erteilt werden. Für die inhaltliche Beschluss­
fassung gilt Abs. 5 entsprechend.

(3)	 Die Leitung der Sitzungen erfolgt durch den Gene­
ralvikar als Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 
durch den stellvertretenden Generalvikar als stell­
vertretenden Vorsitzenden des Gremiums.

(4)	 Der Diözesanvermögensverwaltungsrat tritt in der 
Regel zweimal monatlich zusammen. Der Diözesan­
vermögensverwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn 
die Mehrheit seiner Mitglieder und der Vorsitzende, 
bei dessen Verhinderung der stellvertretende Vorsit­
zende, anwesend sind.

(5)	 Darüber hinaus ist der Vorsitzende zur Einberufung 
verpflichtet, sofern es zur ordnungsgemäßen Erledi­
gung der anfallenden Geschäfte erforderlich ist oder 
wenn der Bischof oder ein Drittel der Mitglieder eine 
Einberufung beantragt. In diesen Fällen ist der 
Diözesanvermögensverwaltungsrat beschlussfähig, 
wenn mindestens der Vorsitzende, im Fall seiner 
Verhinderung der stellvertretende Vorsitzende, und 
drei weitere Mitglieder anwesend sind.

(6)	 Beschlüsse werden mit der Mehrheit der Stimmen 
gefasst. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. 
Enthalten sich mehr als die Hälfte der Mitglieder ih­
rer Stimme, so ist die Beschlussfassung zu wieder­
holen. Bei der dritten Wiederholung der Beschluss­
fassung gelten Enthaltungen als Neinstimmen.

(7)	 Über die Sitzung und die Beschlüsse des Diözesan­
vermögensverwaltungsrats ist eine Niederschrift zu 

fertigen. Hierfür wird vom Vorsitzenden, im Fall sei­
ner Verhinderung vom stellvertretenden Vorsitzen­
den, ein Protokollant bestimmt.

(8)	 Nach Erstellung des Entwurfs der Niederschrift 
durch den Protokollanten wird dieser sämtlichen 
Mitgliedern des Diözesanvermögensverwaltungsrats 
zeitnah zugesandt. Die Mitglieder des Diözesanver­
waltungsrats haben ihre Zustimmung zu den proto­
kollierten Inhalten innerhalb angemessener Zeit zu 
erteilen. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn bin­
nen drei Werktagen kein Widerspruch bezüglich der 
Inhalte des Entwurfs der Niederschrift erhoben 
wurde. Der Niederschriftsentwurf wird in der Regel 
bis zum Ende der Sitzungswoche über den Vorsitzen­
den nach dessen Unterzeichnung dem Bischof über­
mittelt.

§ 5 
Rechtswirksamkeit

Jeder Beschluss des Diözesanvermögensverwaltungsrats 
entfaltet unmittelbar Rechtswirksamkeit.

§ 6 
Inkrafttreten

Dieses Statut tritt nach Genehmigung durch den Bischof 
mit dem Tag seiner Veröffentlichung im Kirchlichen 
Amtsblatt der Diözese Rottenburg-Stuttgart in Kraft.
Rottenburg a. N., den 28. November 2025
+ Dr. Klaus Krämer
Bischof
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Gemäß § 2 Abs. 3 i. V. m. Abs. 2 des Generaldekrets der Deutschen Bischofskonferenz zu cc. 1292, 1295, 1297 CIC 
gelten für juristische Personen gemäß § 1 Abs. 1 Ziffer 6 des Generaldekrets die Obergrenzen, die entsprechend der 
Anzahl der Katholiken in einer Diözese zu bestimmen sind. In Abweichung von dieser Regelung hat das Dikasterium 
für die Institute des geweihten Lebens und die Gesellschaften des apostolischen Lebens die Festlegung einer Ober­
grenze für sämtliche Ordensinstitute, Gesellschaften des apostolischen Lebens im Bereich der Bundesrepublik 
Deutschland verfügt.

DICASTERO
PER GLI ISTITUTI DI VITA COSACRATA
E LE SOCIETÀ DI VITA APOSTOLICA
Prot. N. Sp.R. 3320/2025

Dekret
Es ist Aufgabe des Dikasteriums, die Praxis der evangelischen Räte, wie sie in den anerkannten Formen des geweih­
ten Lebens gelebt wird, sowie das Leben und die Tätigkeit der Gesellschaften des apostolischen Lebens in der gesam­
ten lateinischen Kirche zu fördern, zu beleben und zu regeln (vgl. Praedicate Evangelium Nr. 121).
Gemäß can. 638 § 3 ist für jede Veräußerung und jedwedes Geschäft, durch das sich die Vermögenslage einer juristi­
schen Person des öffentlichen Rechts verschlechtern kann, die Genehmigung des Heiligen Stuhles erforderlich, wenn 
das Geschäft den vom Heiligen Stuhl für jede Region festgelegten Höchstbetrag überschreitet.
Es ist gängige Praxis dieses Dikasteriums für die Institute des geweihten Lebens und die Gesellschaften des apostoli­
schen Lebens, für die verschiedenen Regionen die von den jeweiligen Bischofskonferenzen festgelegten Grenzen zu 
übernehmen (vgl. Ökonomie im Dienst des Charismas und der Mission, Nr. 57).
Die Deutsche Bischofskonferenz hat in Anwendung von can. 1292 CIS mit Dekret vom 9. April 2024 – das ab dem 
1. Januar 2026 in Kraft treten wird – neue Kriterien für die Festlegung des Mindest- und Höchstgrenzen für außer­
ordentliche Verwaltungsakte festgelegt.
Mit Schreiben vom 24. Januar 2025 erläuterte die Konferenz der Höheren Oberen Deutschlands (DOK) die Gründe, 
warum diese Kriterien für die Institute des geweihten Lebens und die Gesellschaften des apostolischen Lebens schwer 
anwendbar sind, und bat daher, dass die oben erwähnte gängige Praxis nicht befolgt werden sollte.
Nach sorgfältiger Prüfung der gesamten Dokumentation entscheidet dieses Dikasterium für die Institute des geweih­
ten Lebens und die Gesellschaften des apostolischen Lebens mit vorliegendem Dekret, dass für das Gebiet der Bun­
desrepublik Deutschland der in can. 638 § 3 CIC genannte Höchstbetrag auf 5 Millionen Euro festgelegt wird.
Er legt außerdem fest, dass dieses Dekret am 1. Januar 2026 in Kraft tritt.
Anderslautende Bestimmungen stehen diesem Dekret nicht entgegen.
Aus dem Vatikan, den 4. August 2025
Sr. Simona Brambilla, M.C.	� Angel F. Kardinal Artime, S.D.B.
Präfektin	 Pro-Präfekt
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